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Kern: Gemeinschaftsschule ist fürschwächere Schüler untaugliches
Konzept

FDP setzt sich für weitgehende Kooperationsfreiheit der weiterbildenden Schulen und für die
Bildung von Verbundschulen mit mehreren Bildungsgängen unter einem Dach ein - Der
bildungspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, bezweifelt, dass mit einer
flächendeckenden Einführung der Gemeinschaftsschule die Schülerinnen und Schüler weiterhin so
individuell betreut werden können und so viele einen möglichst hohen Schulabschluss erreichen, wie es
derzeit mit dem gegliederten Schulsystem der Fall ist. In einer Landtagsdebatte über eine von der grün-
roten Landesregierung angestrebten Änderung des Schulgesetzes sagte Kern, die Gemeinschaftsschule
stelle ein „untaugliches Konzept für die Fläche da, auch deshalb, weil gerade die besonders
förderbedürftigen Schüler unter die Räder kommen werden“. Starke Schüler werden nach den Worten
von Kern mit der Gemeinschaftsschule zurechtkommen, „schwächere Schüler aber brauchen klare
Strukturen, brauchen mitunter klare Anweisungen des Lehrers und auch eine enge Führung, um zum
Erfolg zu kommen“.

Grundsätzlich habe er nichts gegen offene Lernformen, die er als Lehrer selbst angewandt habe, sagte
Kern. Die FDP setze sich mit Leidenschaft dafür ein, dass alle Schüler durch eine praxistaugliche,
leistungsbejahende und leistungsfördernde Pädagogik Chancen für einen echten Bildungsaufstieg haben.
Nach den Worten von Kern scheine die grün-rote Regierungskoalition jedoch von der Überzeugungskraft
der Gemeinschaftsschule auf Schüler und Eltern selbst nicht überzeugt zu sein. Denn sie lasse das freie
Spiel der Kräfte und echten Wettbewerb zwischen den Schularten nicht zu, indem sie die
Gemeinschaftsschule privilegiere. Kern: „Dies zeigt mir, dass Sie sich Ihrer Sache wohl doch nicht so
sicher sind –Privilegierung und goldener Zügel sind Ihre Instrumente, von denen Sie sich den Erfolg für
Ihre Bildungspolitik erhoffen.“Kern kritisierte weiter, dass die Schulträger ein vorab genau festgelegtes
pädagogisches Konzept übernehmen müssten, egal, ob sie dahinter stehen oder nicht. „Die
Gemeinschaftsschule bekommt man nur als Gesamtpaket, im wahrsten Sinne des Wortes, als
Einheitspaket. Individuelle Gestaltungsmöglichkeiten wie zum Beispiel Kooperationen mit
Werkrealschulen oder Realschulen, Verzicht auf gebundene Ganzta-gesbetreuung und vor allem eine
nach Leistungsniveau differenzierende Pädagogik sind grundsätzlich ausgeschlossen, wie Politiker der
Koalition ja immer wieder betonen.“Diese Gestaltungsfreiheiten wären aber nach den Worten des
schulpolitischen Sprechers dringend geboten, um auf ortsspezifische Gegebenheiten einzugehen: „Ginge
es Ihnen tatsächlich um die Rettung kleinerer Schulstandorte, müssten Sie Flexibilität und
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Kooperationsfreiheit zulassen, damit die Schulträger im Dilemma zwischen Standortbewahrung und
Gewährleistung eines attraktiven Schulangebots passende Lösungen finden können. Doch mit der ‚Vogel-
friss-oder-stirb-Logik‘ haben Grüne und SPD nicht den evolutionären, sondern den revolutionären Ansatz
gewählt“, so Kern.Und: „Wir Liberale setzen uns für eine weitgehende Kooperationsfreiheit der weiterfüh-
renden Schulen bzw. für die Bildung von Verbundschulen mit mehreren Bildungsgängen unter einem
Dach und einer Schulleitung ein. Insbesondere eine Kooperation von Werkrealschulen und Realschulen
könnte eine an vielen Orten interessante und stark nachgefragte Schulform sein. Gestaltungsfreiheit und
Flexibilität – dies ist nach meiner Auffassung die einzige Herangehensweise, die es den Verantwortlichen
vor Ort ermöglicht, tragfähige Schulangebote in Zeiten des demographischen Wandels zu entwickeln.“


